
Gebühren in Ehesachen
Zur Wertfestsetzung für das Eheverfahren
Nach § 43 Abs. 1 FVerfO werden die Gerichtsgebühren 
in Ehesachen in der Regel auf der Grundlage des vier­
fachen monatlichen Bruttoeinkommens beider Ehe­
gatten berechnet. In Ausnahmefällen kann der Streit­
wert herabgesetzt werden. Wenn ebenso wie früher 
gern. § 23 EheVerfO als Gerichtskosten die Mindest­
gebühr von 40 MDN in Ansatz zu bringen ist, so muß 
hieraus — entgegen der Auffassung von H e i 1 a nd:1 — 
nicht zwangsläufig gefolgert werden, daß in Ehesachen 
kein geringerer Streitwert als 1500 MDN festgesetzt 
werden darf. Wenn die Parteien ein niedriges Ein­
kommen haben oder wenn ihre sonstigen wirtschaft­
lichen Verhältnisse dies erfordern, so ist u. E. eine 
Herabsetzung des Streitwerts unter diesen Betrag ge­
rechtfertigt.
Nach § 11 RAGebO ist für die Berechnung der Gebüh­
ren des Rechtsanwalts die Festsetzung des Wertes für 
die Berechnung der Gerichtsgebühren maßgebend. Es 
gibt jedoch keine gesetzliche Bestimmung, wonach sich 
die Festlegung eines Mindestbetrags für die Gerichts­
gebühren auch auf die Berechnung der Anwaltskosten 
auswirkt. Deshalb ist der Streitwert nach § 43 Abs. 1 
Satz 1 und 2 FVerfO unabhängig davon festzusetzen, 
ob der für die Gerichtsgebühr vorgesehene Mindest­
betrag von 40 MDN erreicht wird. Dies entspricht auch 
der Auffassung der Zentralen Revisionskommission der 
Kollegien der Rechtsanwälte, deren Mitglieder bereits 
seit langem bei der Berechnung ihrer Gebühren das 
vierfache Brutto-Monatseinkommen zugrunde legen, 
auch wenn es den Betrag von 1500 MDN nicht er­
reicht''. Allerdings wird eine Herabsetzung des Streit­
werts in Ehesachen unter 500 MDN im Hinblick auf 
§ 11 GKG nicht als zulässig angesehen'1.
Zur Wertfestsetzung, wenn mit der Ehesache Ansprüche 
gern. § 18 Abs. 2 FVerfO verbunden sind 
Neu ist die Regelung, daß in solchen Fällen Gebühren 
nur dann erhoben werden, wenn die Ehe geschieden 
oder für nichtig erklärt wird. Damit sind die von 
G e i ß l e r ®  aufgeworfenen Fragen, wie zu verfahren 
ist, wenn derartige Ansprüche geltend gemacht werden, 
die Scheidungsklage jedoch abgewiesen wird und über 
diese Ansprüche deshalb nicht entschieden werden 
kann, gegenstandslos geworden.
Übersteigt der Wert der Nebenansprüche 2000 MDN, 
so sind dieser und der Wert für die Ehesache zu einem 
einheitlichen Streitwert zusammenzurechnen und nach 
ihm die Gebühren festzusetzen. Wenn in Abschn. B 
Ziff. 15 der Richtlinie Nr. 24 die Auffassung vertreten 
wird, daß die Wertfestsetzung für die Ehesache und für 
den mit ihr verbundenen Antrag auf Vermögensteilung 
getrennt vorzunehmen ist, so ist das im Hinblick auf 
§ 14 GKG geschehen (Berechnung nach einem Wert­
teil), da es nicht ausgeschlossen ist, daß bestimmte Ge­
bühren lediglich für die Ehesache oder für den ver­
bundenen Anspruch entstanden sind. Die gesonderte 
Festsetzung der Einzel werte darf jedoch nicht dazu 
führen, daß die verbundenen Verfahren getrennt ab­
gerechnet werden. Das hätte nicht gerechtfertigte, 
überhöhte Kostenansätze zur Folge,.
Cebührenberechnung im Rechtsmittelverfahren 
Nach § 43 Abs. 4 FVerfO darf der Streitwert in der 
Rechtsmittelinstanz nicht höher sein als der Streitwert
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erster Instanz, wenn die Entscheidung wegen eines 
oder mehrerer mit der Ehesache verbundenen An­
sprüche angefochten wird. Demzufolge ist der Gesamt­
streitwert erster Instanz — der zumindest dem Streit­
wert der Ehesache entsprechen wird, ggf. aber auch 
höher sein kann (§ 43 Abs. 2 Satz 1 FVerfO) — mit dem 
nach den allgemeinen Bestimmungen zu berechnenden 
Wert der angefochtenen verbundenen Ansprüche zu 
vergleichen. Ein solcher Fall des § 43 Abs. 4 FVerfO liegt 
z. B. vor, wenn der Streitwert für die Ehesache auf 
2000 MDN festgesetzt wurde und die Ehefrau einen 
über ein Jahr hinausgehenden Unterhaltsanspruch von 
monatlich 200 MDN geltend gemacht und deswegen 
auch in vollem Umfange Berufung eingelegt hat. Ob­
wohl sich der Wert für diesen Anspruch, für den in 
erster Instanz nach § 43 Abs. 3 FVerfO keine Gebühren 
erhoben wurden, nach § 10 GKG auf 2400 MDN be­
laufen würde, darf der Streitwert auch in zweiter In­
stanz nur 2000 MDN betragen. Beide Werte müssen 
unabhängig davon miteinander verglichen werden, 
gegen welche Entscheidungen in verbundenen Verfah­
ren Berufung eingelegt wird.

Gebühren für Beschwerdeverfahren nach §§ 9 Abs. 3, 
15 Abs. 2 FVerfO
Nach § 9 Abs. 3 FVerfO unterliegt der im Verfahren 
auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung in erster In­
stanz ergangene Beschluß der sofortigen Beschwerde. 
Unterschiedlich sind die Auffassungen darüber, ob im 
Umfang des § 38 Abs. 2 GKG für das Beschwerdever­
fahren Gerichtsgebühren zu entrichten sind. Da aber 
nach § 43 Abs. 3 FVerfO für einstweilige Anordnungen 
keine besonderen Gebühren erhoben werden und diese 
Bestimmung sich nicht ausdrücklich auf die Entschei­
dungen erster Instanz beschränkt, ist auch das Be­
schwerdeverfahren — unabhängig von seinem Aus­
gang — gebührenfrei
Gegen den Beschluß auf Aussetzung und gegen den 
Beschluß, durch den der Antrag auf Fortsetzung des 
Verfahrens abgelehnt wurde, ist nach § 15 FVerfO die 
Beschwerde gleichfalls zulässig. In diesen Fällen soll­
ten für das Beschwerdeverfahren ebenfalls keine Ge­
bühren in Ansatz gebracht werden, da es sich hierbei 
um Entscheidungen handelt, die durch die Gebühren 
für die Ehesache bereits mit abgegolten werden.

Verrechnung des Prozeßkostenvorschusses bei der 
Gebührenerhebung und im Kos'tenfestsetzungsverfahren

B o r k m a n n 1  ist darin beizupflichten, daß es sich 
beim Prozeßkostenvorschuß um zweckgebundenen 
Unterhalt handelt. Es ist daher auch darauf zu achten, 
daß die zu gewährenden Beträge dahin spezifiziert 
werden, ob sie zur Bestreitung der Gerichts- oder der 
Anwaltskosten des berechtigten Ehegatten bestimmt 
sein sollen. Ihm ist auch darin zuzustimmen, daß der 
Kostenvorschuß auch dann nicht zurückgefordert wer­
den kann, wenn er den vom berechtigten Ehegatten zu 
zahlenden Kostenanteil übersteigt. Richtig ist ferner, 
daß der Kostenvorschuß nicht noch einmal unter dem 
Gesichtspunkt der Kostenerstattung vom berechtigten 
Ehegatten gefordert werden darf.
Von diesen Grundsätzen ist bei der Kostenabrechnung 
und im Kostenerstattungsverfahren auszugehen. Die 
sich hierbei ergebenden Schwierigkeiten beruhen dar­
auf, daß bei Zahlung des Kostenvorschusses noch nicht 
feststeht, in welchem Umfange der berechtigte Ehe­
gatte nach Beendigung des Verfahrens zu den Kosten 
beizutragen hat. Deshalb ist eine in jeder Hinsicht 
befriedigende Lösung der Art und Weise der Verrech­
nung nicht im vollen Umfange zu erreichen.
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